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Lerngruppen für Neuzugänge ohne Deutschkenntnisse 
Schulpflicht und das Recht auf Beschulung 
 
 
Grundsätzliches 
Die allgemeine Schulpflicht dauert zehn Schulbesuchsjahre und wird durch den Besuch einer 
Grundschule und einer weiterführenden allgemein bildenden Schule erfüllt (§ 42 Abs. 4 des 
Schulgesetzes für das Land Berlin - SchulG). Ausländische Kinder und Jugendliche, die über 
einen Aufenthaltstitel verfügen und in Berlin wohnhaft sind, unterliegen ebenso wie deutsche 
Staatsangehörige der Schulbesuchspflicht gemäß § 41 SchulG. Sofern sie nicht über einen Auf-
enthaltstitel verfügen, ihr Aufenthalt jedoch auf Grund eines Asylantrags gestattet ist oder sie 
hier geduldet werden, unterliegen sie ebenfalls der allgemeinen Schulpflicht gemäß § 41 Abs. 2 
SchulG (für Asylsuchende/Flüchtlinge s. auch Art. 22 Genfer Flüchtlingskonvention). 
 
Ausländische Kinder und Jugendliche, die über keinen Aufenthaltsstatus verfügen, unterliegen 
z war nicht der allgemeinen Schulpflicht; sie haben indes ein Recht auf Beschulung an öffentli-
chen Schulen gemäß § 2 SchulG und Art. 20 Abs. 1 der Verfassung von Berlin. 
 
 
Altersbegrenzung der Schulpflicht, z.B. durch Volljährigkeit 
Das Schulgesetz für das Land Berlin sieht keine altersmäßige Begrenzung der Schulpflicht vor. 
Die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht knüpft vielmehr an die Anzahl der Schulbesuchsjahre 
an (10 Schulbesuchsjahre; vgl. § 42 Abs. 4 SchulG). Folglich gibt es nach dem Schulgesetz 
auch keinen Automatismus, wonach mit Eintritt der Volljährigkeit die allgemeine Schulpflicht endet. 
 
Mithin ist in den Blick zu nehmen, wann die Schulpflicht regelmäßig - ungeachtet der Möglichkeit 
der Zurückstellung und der Aufnahme in die Schule auf Antrag (vgl. § 42 Abs. 2 und 3 SchulG) - 
beginnt. Im Gegensatz zum Ende der Schulpflicht liefert das Gesetz hier eine Altersangabe. Ge-
mäß § 42 Abs. 1 SchulG werden mit Beginn eines Schuljahres (1. August) alle Kinder schul-
pflichtig, die das sechste Lebensjahr vollendet haben oder bis zum folgenden 31. Dezember voll-
enden werden. Das bedeutet, dass die Alterspanne der Kinder, die in einem Jahr schulpflichtig 
werden, zwischen 6 Jahren und 7 Monaten und 5 Jahren und 7 Monaten liegt. Im Hinblick darauf 
und ausgehend von 10 Schulbesuchsjahren endet die Schulpflicht damit regelmäßig in einem 
Alter zwischen 15 Jahren und 7 Monaten und 16 Jahren und 7 Monaten.  
 
Vor dem Hintergrund, dass auch bei Wiederholung einer Jahrgangsstufe die tatsächlichen 
Schulbesuchsjahre auf die Erfüllung der Schulpflicht angerechnet werden, ist die Fragestellung 
jedoch rein theoretischer Natur; denn auch bei späterer Einschulung der nunmehr volljährigen 
Schülerin oder des Schülers, wird diese oder dieser zum Zeitpunkt des Eintritts der Volljährigkeit 
bereits 10 Schulbesuchsjahre absolviert und damit die allgemeine Schulpflicht erfüllt haben. 
 
Im Hinblick auf die Berufsschulpflicht (vgl. § 43 SchulG) gilt, dass diese auch über das 18. Le-
bensjahr hinaus - bis zum Ende des Berufausbildungsverhältnisses - fortbesteht. 
 
 
Aus dem Ausland zugezogene Jugendliche, die erklären, noch keine 10 Schuljahre 
absolviert zu haben 
Wenngleich das Schulgesetz für das Land Berlin keine altersmäßige Begrenzung für eine Be-
schulung vorgesehen hat, gilt dieses Recht naturgemäß nicht unbegrenzt. Es stellt sich daher 
auch für Jugendliche im Alter von 16 bis 18 Jahren - einem Alter, in dem jedenfalls die Schul-
pflicht regelmäßig erfüllt sein dürfte - die Frage, ob eine Aufnahme in eine Schule des Ersten 
Bildungsweges in Betracht kommt oder ob auf den Zweiten Bildungsweg zu verweisen ist. Die 
Schulpflicht ist im Übrigen auch nur durch Besuch einer (inländischen) deutschen Schule zu er-
füllen (Avenarius, Schulrecht, 8. Auflage 2010, S. 351). Sofern die zuziehenden ausländischen 
Kinder und Jugendlichen nachweislich im Heimatland eine Schule besucht haben, wären dies per 
se auch keine Schulbesuchsjahre, die bei der Erfüllung der Schulpflicht zu berücksichtigen wä-
ren. 
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Deshalb ist zunächst in einem ersten Schritt durch die Schulaufsicht im Wege der Einzelfallprü-
fung der Leistungs- und Bildungsstand festzustellen und zu entscheiden, ob eine Aufnahme 
(unmittelbar in eine Regelklasse, aber auch zunächst durch den Besuch einer besonderen Lern-
gruppe gem. § 15 Abs. 2 SchulG zur Vorbereitung auf den Übergang in eine Regelklasse) mög-
lich ist.  
 
In einem zweiten Schritt ist das Alter der oder des Zuziehenden in den Blick zu nehmen, denn 
es liegt auf der Hand, dass interessierte Jugendliche in Bezug auf das Alter nicht unbegrenzt in 
eine Schule des Ersten Bildungsweges Aufnahme finden können. Ein Anhaltspunkt bietet § 6 
Abs. 4 Nr. 2 der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe - VO-GO. Danach können Schüle-
rinnen und Schüler in die gymnasiale Oberstufe u.a. (bei Erfüllung weiterer Voraussetzungen) 
aufgenommen werden, wenn sie beim Eintritt in die gymnasiale Oberstufe das 20. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben; bei Vorliegen einer besonderen Härte kann von der Schulaufsicht im 
Einzelfall eine Überschreitung der Altersgrenze zugelassen werden.  
 
Daraus ergibt sich eine Wertung des Gesetz- und Verordnungsgebers dahingehend, dass Schü-
lerinnen und Schüler vor Vollendung des 20. Lebensjahres die Jahrgangsstufe 10 erfolgreich 
abgeschlossen haben sollten. Gemessen daran ist unter Berücksichtigung aller Umstände in 
jedem Einzelfall prognostisch einzuschätzen, ob die oder der Betroffene hierzu in der Lage ist. 
 
Eine Ablehnung der Aufnahme mit dem pauschalen Hinweis auf eine Altersgrenze ist danach 
nicht zulässig. Vielmehr ist eine Einzelfallbetrachtung in dem dargestellten Sinn erforderlich. 
 
 


















